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Herrn  

██████ ████  

Geschäftszahl: 2023-0.631.927   

Anfrage gem. Auskunftspflichtgesetz betr. "bestimmte Tatsachen" iSd § 12 

SMG; Antwortschreiben 

Sehr geehrter Herr ████! 

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 

(BMSGPK) bezieht sich auf Ihre E-Mail vom 14. August 2023, mit der Sie Auskunft gemäß 

§ 2 Auskunftsplichtgesetz beantragen und darf dazu Folgendes mitteilen:  

§ 12 Abs. 1 Suchtmittelgesetz (SMG) verlangt als Grundlage für das Tätigwerden der 

Gesundheitsbehörde das Vorliegen bestimmter Tatsachen, die zunächst die Annahme 

rechtfertigen, dass jemand Suchtgift missbraucht. „Bestimmte Tatsachen“ sind Hinweise 

auf konkrete Umstände, ein vager Verdacht (z.B. aufgrund anonymer Anrufe ohne 

darüberhinausgehende Hinweise; vgl. VwGH 2009/11/0171, 0172) genügt nicht. 

Missbrauch von Suchtgift im Sinne des § 12 Abs. 1 SMG liegt vor, wenn Suchtgift ohne 

medizinische Indikation konsumiert wird. Liegen keine konkreten Hinweise vor, die die 

Annahme eines Konsums durch die Person, auf die sich die Meldung bezieht, 

rechtfertigen, so ist eine Begutachtung der Person nicht begründet.  

Eine der Gesundheitsbehörde von der Kriminalpolizei gemäß § 14 Abs. 2 SMG mitgeteilte, 

von dieser wegen des Verdachts des Erwerbs und Besitzes, der Erzeugung, Weitergabe, 

Ein- oder Ausfuhr von Suchtgift an die Staatsanwaltschaft erstattete Strafanzeige ist nur 
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dann Grundlage für eine Begutachtung, wenn sie konkrete Hinweise (auch) auf ein 

missbräuchliches Konsumverhalten beinhaltet.  

Bei Mitteilungen nach § 13 SMG bezüglich Konsumverdachtes durch die Schule, 

Militärbehörde, Kriminalpolizei oder sonstigen Behörde oder öffentlichen Dienststelle ist 

vom Vorliegen „bestimmter Tatsachen“ auszugehen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Wien, 2. Oktober 2023 

Für den Bundesminister: 

Mag. Raphael Bayer 
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